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1. „Schnäppchenpreis“ bei einer eBay-Auktion 

Der Bundesgerichtshof (BGH) befasste sich erneut in einer Entschei-
dung vom 12.11.2014 mit der Frage der Wirksamkeit eines im Wege 
einer Internetauktion abgeschlossenen Kaufvertrags, bei dem ein 
grobes Missverhältnis zwischen dem Kaufpreis und dem Wert der 
Kaufsache bestand. 

Danach rechtfertigt bei einer Internetauktion ein grobes Missver-
hältnis zwischen dem Maximalgebot des Käufers und dem Wert des 
Versteigerungsobjekts nicht ohne Weiteres den Schluss auf eine ver-
werfl iche Gesinnung des Bieters. Es macht gerade den Reiz einer 
Internetauktion aus, den Auktionsgegenstand zu einem „Schnäpp-
chenpreis“ zu erwerben, während umgekehrt der Veräußerer die 
Chance wahrnimmt, einen für ihn vorteilhaften Preis im Wege des 
Überbietens zu erzielen. 

Im entschiedenen Fall bot ein Autobesitzer seinen Gebrauchtwagen 
bei eBay zum Kauf an und setzte ein Mindestgebot von 1 € fest. Ein 
Bieter bot kurz nach dem Beginn der eBay-Auktion 1 € für den Pkw 
und setzte dabei eine Preisobergrenze von 555,55 €. Einige Stunden 
später brach der Verkäufer die eBay-Auktion ab. Per E-Mail teilte er 
dem Bieter, der mit seinem Anfangsgebot Höchstbietender war, mit, 
er habe außerhalb der Auktion einen Käufer gefunden, der bereit sei, 

4.200 € zu zahlen. Der Bieter begehrt Schadensersatz wegen Nicht-
erfüllung des nach seiner Ansicht wirksam zu einem Kaufpreis von 
1 € geschlossenen Kaufvertrags und macht geltend, der Pkw habe 
einen Wert von 5.250 €. 

Nach der Entscheidung des BGH ist der Kaufvertrag nicht wegen Sit-
tenwidrigkeit nichtig. Besondere Umstände, aus denen auf eine ver-
werfl iche Gesinnung des Bieters geschlossen werden könnte, hat das 
Gericht nicht festgestellt. Dass das Fahrzeug letztlich zu einem Preis 
von 1 € verkauft worden ist, beruht auf den freien Entscheidungen 
des Anbieters, der das Risiko eines für ihn ungünstigen Auktionsver-
laufs durch die Wahl eines niedrigen Startpreises ohne Festsetzung 
eines Mindestgebots eingegangen ist und durch den nicht gerecht-
fertigten Abbruch der Auktion die Ursache dafür gesetzt hat, dass 
sich das Risiko verwirklicht. 

2. Schadensersatz wegen nutzlos aufgewen-
deter Urlaubszeiten

Die Richter des Oberlandesgerichts Frankfurt a. M. (OLG) entschie-
den in ihrem Urteil vom 14.4.2014, dass einem Reisenden – bei 
Nichtdurchführung der Reise aufgrund eines Rechtsstreits bezüglich 
des Reisepreises – zum einen die Erstattung des Reisepreises und 
zum anderen ein Schadensersatz wegen nutzlos aufgewendeter Ur-
laubszeiten zusteht.

Im entschiedenen Fall buchte eine Mutter für sich, ihre Tochter und 
3 gleichaltrige Schulfreundinnen eine Pauschalreise nach Kroatien. 
Der Reiseveranstalter übersandte daraufhin eine Reisebestätigung, 
in der angegeben wurde, dass der Preis pro Teilnehmerin 476 € be-
trage. In einer weiteren Bestätigung wurde der Reisepreis dann mit 
1.397 € pro Person angegeben. Die Mutter war mit dieser Änderung 
nicht einverstanden und verlangte die Durchführung der Reise zu 
dem ursprünglich bestätigten Preis. Die Reisegesellschaft verweiger-
te dies. Hintergrund dessen war eine Fehlbuchung.

Das OLG entschied, dass der Mutter ein Schadensersatzanspruch 
wegen Vereitelung der Reise zusteht. Nach ständiger Rechtspre-
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chung bemisst sich die Entschädigung für nutzlos aufgewendete 
Urlaubszeiten auf die Hälfte des Reisepreises, da ein Urlaub – auch 
ohne Reise – einen Erholungswert hat.

Im entschiedenen Fall wurde als Reisepreis jedoch nicht der Gesamt-
betrag von 5.588 € zugrunde gelegt, sondern der ursprüngliche Preis. 

3. Haftungsbeschränkung bei Gefälligkeits-
arbeit eines Handwerkers

In einem vom Oberlandesgericht Celle (OLG) entschiedenen Fall war 
ein Handwerker damit beauftragt, Solarmodule auf einem Dach zu 
installieren. Bei der Gelegenheit wurde er vom Bauherrn oder dessen 
Frau gebeten ein abgehängtes Waschbecken wieder zu montieren. 
Der Handwerker tat dem Ehepaar den Gefallen. Bei der Montage des 
Waschbeckens kam es jedoch zu einem Schaden, den der Ehemann 
vom Handwerker ersetzt verlangte. Dieser verweigerte jedoch die 
Begleichung des Schadens.

Die Richter des OLG entschieden dazu: „Erledigt ein beauftragter 
Handwerker unentgeltlich eine zusätzliche Arbeit nebenbei, die in 
keinem Zusammenhang mit den beauftragten Arbeiten steht, so 
entsteht lediglich ein Gefälligkeitsverhältnis. Auch wenn die Par-
teien nicht ausdrücklich über einen Haftungsausschluss gesprochen 
haben, dass die Haftung des Handwerkers auf Vorsatz und grobe 
Fahrlässigkeit beschränkt sei, ergibt sich dies hier aus den Gesam-
tumständen.“ 

Nach den Umständen des hier vorliegenden Falles bestand eine 
schlüssige Absprache dahin, dass der Handwerker für die gefällig-
keitshalber übernommene Tätigkeit lediglich für die Sorgfalt einzu-
stehen hat, die er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pfl egt 
bzw. dass seine Haftung sich auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit 
beschränkt.

Da weder dargetan noch ersichtlich ist, dass der Handwerker das Be-
cken etwa grob fahrlässig oder vorsätzlich falsch angebracht hätte 
oder er in eigenen Angelegenheiten einen anderen Sorgfaltsmaßstab 
anzuwenden pfl egt, ist seine Haftung ausgeschlossen.

4. Schmerzensgeld für hausärztlichen 
Befunderhebungsfehler

In einem vom Oberlandesgericht Hamm (OLG) am 31.10.2014 ent-
schiedenen Fall ließ sich eine Patientin von einer Ärztin als Vertreterin 
ihrer Hausärztin wegen Beschwerden im Rücken- und Gesäßbereich 
behandeln. Die Medizinerin diagnostizierte Ischiasbeschwerden, ver-
abreichte eine Spritze und verordnete ein Schmerzmittel. Drei Tage 
später musste die Patientin notfallmäßig operiert werden, nachdem 
bei ihr eine Entzündung diagnostiziert worden war. In den folgenden 
Wochen waren fünf Nachoperationen erforderlich. Die Patientin 
meinte, von der Ärztin unzureichend untersucht worden zu sein, und 
verlangte unter Hinweis auf fortbestehende Wundschmerzen und 
eine Stuhlinkontinenz sowie hierdurch bedingte psychische Bela-
stungen Schadensersatz und ein Schmerzensgeld von 25.000 €.

Nach der Anhörung eines medizinischen Sachverständigen haben 
die Richter des OLG der Patientin ein Schmerzensgeld von 22.000 € 
zugesprochen. Die Medizinerin ist den Ursachen der ihr von der 
Frau geschilderten Beschwerden nicht ausreichend nachgegangen. 
Sie haftet deswegen für einen Befunderhebungsfehler. Auf ihre 
Anfangsdiagnose durfte sie sich nicht verlassen, sondern hätte die 
Möglichkeit von Erkrankungen mit schwerwiegenden Folgen be-

rücksichtigen müssen. Der angehörte medizinische Sachverständi-
ge bestätigte, dass eine Gewebeentzündung im Gesäßbereich hätte 
festgestellt werden können, wenn eine weitere Untersuchung der 
Patientin veranlasst worden wäre. Diese Entzündung stelle einen re-
aktionspfl ichtigen Befund dar. Sie nicht zu behandeln war grob feh-
lerhaft, sodass der vorangegangene Befunderhebungsfehler eine Be-
weislastumkehr hinsichtlich der weiteren Entwicklung rechtfertig te. 
Deswegen war – auch wenn eine Operation als solche nicht zu ver-
meiden gewesen wäre – zugunsten der Erkrankten davon auszuge-
hen, dass die erste Operation weniger schwerwiegend ausgefallen 
wäre, wenn sie 3 Tage früher stattgefunden hätte.

5. Endpreisangabe bei elektronischem 
Buchungssystem einer Airline

Das vom Europäischen Gerichtshof (EuGH) zu prüfende Buchungssy-
stem einer Airline stellte nach der Wahl des Datums und des Abfl ug- 
und Ankunftsfl ughafens die möglichen Flugverbindungen in einer 
Tabelle dar. Der Endpreis pro Person wurde nicht für jede aufgeführte 
Verbindung angegeben, sondern nur für die von der Airline voraus-
gewählte oder vom Kunden durch Anklicken ausgewählte. 

Nach Ansicht des Bundesverbandes der Verbraucherzentralen und 
Verbraucherverbände genügt diese Praxis nicht den im Unionsrecht 
aufgestellten Anforderungen an die Transparenz der Preise von 
Luftverkehrsdiensten. Ein elektronisches Buchungssystem muss bei 
jedem Flug ab einem Flughafen der Union, dessen Preis angezeigt 
wird, von Anfang an den zu zahlenden Endpreis ausweisen.

Mit Urteil vom 15.1.2015 bestätigten die Richter des EuGH, dass der 
zu zahlende Endpreis im Rahmen eines elektronischen Buchungs-
systems einer Airline bei jeder Angabe von Preisen für Flugdienste, 
einschließlich bei ihrer erstmaligen Angabe, auszuweisen ist. Dies 
gilt nicht nur für den vom Kunden ausgewählten Flugdienst, sondern 
auch für jeden Flugdienst, dessen Preis angezeigt wird.

6. Verjährung der Rückforderung von 
„Schwiegerelternschenkungen“

In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) am 3.12.2014 entschie-
denen Fall übertrug der Vater im Jahre 1993 das Eigentum an dem 
Grundstück auf die Tochter und ihren Ehemann zu deren jeweils 
hälftigem Miteigentum. Mitte 2004 trennte sich das Ehepaar und 
der Schwiegersohn zog aus der Ehewohnung aus. Nach der Schei-
dung beantragte dieser im Jahre 2009 die Teilungsversteigerung des 
Anwesens. Daraufhin trat der Vater Anfang 2010 seine Ansprüche 
auf Rückübertragung des hälftigen Grundstücksanteils gegen seinen 
(ehemaligen) Schwiegersohn an seine Tochter ab. Auf diese Abtre-
tung gestützt nahm sie ihren geschiedenen Ehemann im Jahre 2010 
auf Übertragung seiner Miteigentumshälfte in Anspruch. 

Der BGH kam zu dem Entschluss, dass nicht ausgeschlossen werden 
kann, dass dem Vater der Antragstellerin ein Anspruch auf Rückü-
bertragung der Miteigentumshälfte gegen seinen früheren Schwie-
gersohn zustand und dieser Anspruch wirksam an die Antragstellerin 
abgetreten wurde. 

Erfolgt eine Schwiegerelternschenkung unter der für das Schwieger-
kind erkennbaren Vorstellung, dass die Ehe fortbesteht und daher die 
Schenkung auch dem eigenen Kind dauerhaft zugutekommt, kann 
das Scheitern der Ehe nach den Grundsätzen über die Störung der 
Geschäftsgrundlage zu einer Rückabwicklung der Schenkung führen. 
Als weitere Voraussetzung muss allerdings hinzukommen, dass ein 



Festhalten an der Schenkung für die Schwiegereltern unzumutbar 
ist. Auch wenn dies der Fall ist, kann in der Regel nur ein Ausgleich 
in Geld verlangt werden. Nur in seltenen Ausnahmefällen wird die 
Vertragsanpassung dazu führen, dass der zugewendete Gegenstand 
zurückzugewähren ist. 

Eine Rückgewähr des geschenkten Gegenstandes löst dann – von den 
Fällen kurzer Ehedauer abgesehen – im Gegenzug einen angemes-
senen Ausgleich in Geld aus. In Betracht kommt eine solche Rückge-
währ bei nicht teilbaren Gegenständen wie Hausgrundstücken oder 
Miteigentumsanteilen insbesondere dann, wenn die Schwiegereltern 
sich – wie im vorliegenden Fall – ein Wohnungsrecht vorbehalten 
haben, das durch das Scheitern der Ehe gefährdet wird. 

Die Richter führten weiter aus, dass hier nicht die regelmäßige 
Verjährungsfrist von drei Jahren anwendbar ist. Für Ansprüche auf 
Übertragung des Eigentums an einem Grundstück sowie die Ansprü-
che auf Gegenleistung gilt eine zehnjährige Verjährungsfrist. 

7. Kleinanlegerschutzgesetz

Mit dem Kleinanlegerschutzgesetz will die Bundesregierung auf 
Missstände am sog. „Grauen Kapitalmarkt“ reagieren. Verbraucher 
sollen künftig dank neuer Transparenzregeln und verbesserter In-
formationen die Risiken von Vermögensanlagen besser einschätzen 
können. Hier die wichtigsten Regelungen des Gesetzes:

Anlageprospekte werden in ihrer Gültigkeit auf 12 Monate befri-
stet. Außerdem müssen sie auf der Internetseite des Anbieters zur 
Verfügung stehen, auch in einer um sämtliche Nachträge ergänzten 
Fassung. Verfl echtungen von Unternehmen mit den Emittenten und 
Anbietern einer Vermögensanlage müssen verstärkt offengelegt 
werden. Weiter müssen Anbieter auch nach Beendigung des öffent-
lichen Angebots von Vermögensanlagen alle Tatsachen unverzüglich 
veröffentlichen, die geeignet sind, die Erfüllung der Verpfl ichtungen 
gegenüber den Anlegern erheblich zu beeinträchtigen.

Die Werbung für Vermögensanlagen im öffentlichen Raum wie 
z. B. in Bussen und Bahnen wird künftig nicht mehr zulässig sein. In 
Printmedien bleibt sie zulässig, muss aber einen deutlichen Hinweis 
auf das Verlustrisiko enthalten. In sonstigen Medien ist die Werbung 
für Vermögensanlagen künftig nur noch erlaubt, wenn der Schwer-
punkt dieser Medien zumindest gelegentlich auch auf der Darstel-
lung von wirtschaftlichen Sachverhalten liegt und die Werbung im 
Zusammenhang mit einer solchen Darstellung erfolgt.

Für alle Vermögensanlagen wird eine Mindestlaufzeit von 24 Mo-
naten sowie eine Kündigungsfrist von mindestens 12 Monaten 
eingeführt. 

Künftig müssen grundsätzlich auch Anbieter von partiarischen Dar-
lehen und Nachrangdarlehen einen Prospekt erstellen. Um hier eine 
Überforderung zu vermeiden, wird es folgende Ausnahmen von der 
Prospektpfl icht geben: Ausgenommen sind unter weiteren Voraus-
setzungen neue Finanzierungsformen kleinerer Unternehmen mit-
tels Crowdinvesting über Internet-Dienstleistungsplattformen bis zu 
einem Betrag von 1 Mio. € für angebotene Nachrangdarlehen und 
partiarische Darlehen eines Anbieters.

Zudem muss bei Anlagen von mehr als 250 € dem Anleger ein 
Vermögensanlagen-Informationsblatt übergeben und vom Anleger 
unterschrieben zurückgesandt werden.

Von einer Prospektpfl icht sind – unter weiteren Voraussetzungen – 
Nachrangdarlehen und partiarische Darlehen bis 1 Mio. € an soziale 
und gemeinnützige Projekte ausgenommen.

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht kann künftig 
die Rechnungsunterlagen eines Unternehmens des „Grauen Kapi-
talmarkts“ bei Hinweisen auf bestehende Missstände durch einen 
externen Wirtschaftsprüfer prüfen lassen. Damit soll der Druck auf 
Unternehmen erhöht werden, künftig Bilanzierungsfehler zu ver-
meiden. Um den Anreiz für eine fristgerechte Veröffentlichung von 
Jahresabschlüssen zu erhöhen, wird die Höchstgrenze des für Offen-
legungsverstöße angedrohten Ordnungsgeldes von bisher 25.000 € 
auf zukünftig 250.000 € verzehnfacht.

8. Leistungsbeurteilung im Zeugnis

Bescheinigt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer im Zeugnis unter 
Verwendung der Zufriedenheitsskala die ihm übertragenen Aufgaben 
„zur vollen Zufriedenheit“ erfüllt zu haben, erteilt er in Anlehnung 
an das Schulnotensystem die Note „befriedigend“. Beansprucht der 
Arbeitnehmer eine bessere Schlussbeurteilung, muss er im Zeugnis-
rechtsstreit entsprechende Leistungen vortragen und gegebenenfalls 
beweisen. Dies gilt grundsätzlich auch dann, wenn in der einschlä-
gigen Branche überwiegend gute („stets zur vollen Zufriedenheit“) 
oder sehr gute („stets zur vollsten Zufriedenheit“) Endnoten verge-
ben werden. Dies entschieden die Richter des Bundesarbeitsgerichts 
(BAG) in ihrem Urteil vom 18.11.2014.

In dem entschiedenen Fall war eine Arbeitnehmerin in einer Zahn-
arztpraxis im Empfangsbereich und als Bürofachkraft beschäftigt. 
Nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses erteilte ihr der Arbeitge-
ber ein Arbeitszeugnis. Die Parteien stritten darüber, ob die Leis-
tungen der Arbeitnehmerin mit „zur vollen Zufriedenheit“ oder mit 
„stets zur vollen Zufriedenheit“ zu bewerten sind. 

Die von den Richtern der Vorinstanz zur Ermittlung einer durch-
schnittlichen Bewertung herangezogenen Studien, nach denen fast 
90 % der untersuchten Zeugnisse die Schlussnoten „gut“ oder „sehr 
gut“ aufweisen sollen, führen nach Auffassung des BAG nicht zu 
einer anderen Verteilung der Darlegungs- und Beweislast. Danach 
kommt es für die Verteilung der Darlegungs- und Beweislast nicht 
auf die in der Praxis am häufi gsten vergebenen Noten an. Ansatz-
punkt ist die Note „befriedigend“ als mittlere Note der Zufrieden-
heitsskala. Begehrt der Arbeitnehmer eine Benotung im oberen Be-
reich der Skala, muss er darlegen, dass er den Anforderungen gut 
oder sehr gut gerecht geworden ist.

9. Rückzahlung von Fortbildungskosten 
bei Eigenkündigung

In einem vom Bundesarbeitsgericht (BAG) entschiedenen Fall be-
gann ein Bankangestellter im Herbst 2008 einen zweijährigen be-
rufsbegleitenden Masterstudiengang. Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
schlossen einen „Fortbildungsvertrag mit Rückzahlungsklausel“. Die-
ser Vertrag sah u. a. die Freistellung an 15 Tagen im Jahr vor. „Der 
Mitarbeiter verpfl ichtet sich, ein Kontokorrentkonto zu eröffnen, 
von dem die Lehrgangskosten sukzessive nach Entstehung belastet 
werden. Die Rückerstattung erfolgt jährlich (12/36) durch Gutschrift 
auf das Kontokorrentkonto. Bei Kündigung durch den Arbeitnehmer 
innerhalb 3 Jahren nach Abschluss der Fortbildungsmaßnahme hat 
er die Restforderung aus dem Kontokorrentkonto zu tragen“.

Der Arbeitnehmer kündigte das Arbeitsverhältnis zum 31.12.2010 
mit der Begründung, dass sein Arbeitgeber ihn nach Abschluss der 
Fortbildung nicht ausbildungsadäquat beschäftigen könnte. Der Ar-
beitgeber behielt daraufhin das Novembergehalt 2011 ein und for-
derte vom Angestellten den Ausgleich des Kontokorrentkontos.



Der Fortbildungsvertrag differenzierte nicht danach, ob der Grund 
für die Beendigung des Arbeitsverhältnisses der Sphäre des Arbeit-
gebers oder des Arbeitnehmers entstammt, und greift damit ohne 
Einschränkung auch dann ein, wenn die Kündigung durch den Ar-
beitgeber (mit-)veranlasst wurde, z. B. durch ein vertragswidriges 
Verhalten. 

Nach Auffassung des BAG ist es nicht zulässig, die Rückzahlungs-
pfl icht schlechthin an das Ausscheiden aufgrund einer Eigenkün-
digung des Arbeitnehmers innerhalb der vereinbarten Bindungs-
frist zu knüpfen. Vielmehr muss nach dem Grund des vorzeitigen 
Ausscheidens differenziert werden. Eine Rückzahlungsklausel stellt 
nur dann eine ausgewogene Gesamtregelung dar, wenn es der Ar-
beitnehmer selbst in der Hand hat, durch eigene Betriebstreue der 
Rückzahlungsverpfl ichtung zu entgehen.

Die Vorteile der Ausbildung und die Dauer der Bindung müssen in 
einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen. Das Interesse 
des Arbeitgebers geht typischerweise dahin, die vom Arbeitnehmer 
erworbene Qualifi kation möglichst langfristig für seinen Betrieb 
nutzen zu können. Dieses Interesse gestattet es ihm, als Ausgleich 
für seine fi nanziellen Aufwendungen von einem sich vorzeitig ab-
kehrenden Arbeitnehmer die Kosten der Ausbildung ganz oder zeit-
anteilig zurückzuverlangen. Wollte oder konnte der Arbeitgeber die 
erlangte weitere Qualifi kation des Arbeitsnehmers nicht nutzen, 
kann der Bleibedruck, den die Dauer der Rückzahlungsverpfl ichtung 
auf den Arbeitnehmer ausübt und durch den er in seiner durch das 
Grundgesetz geschützten Kündigungsfreiheit betroffen wird, nicht 
gegen ein Interesse des Arbeitgebers an einer möglichst weitgehen-
den Nutzung der erworbenen Qualifi kation des Arbeitnehmers ab-
gewogen werden. Damit war die im Fortbildungsvertrag vereinbarte 
Rückzahlungsklausel unwirksam.

10. Urlaub bei Wechsel in eine Teilzeittätigkeit 
mit weniger Wochenarbeitstagen 

Kann ein vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer vor seinem Wechsel in 
eine Teilzeittätigkeit mit weniger Wochenarbeitstagen keinen Ur-
laub nehmen, darf nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der 
Europäischen Union (EuGH) die Zahl der Tage des bezahlten Jah-
resurlaubs wegen des Übergangs in eine Teilzeitbeschäftigung nicht 
verhältnismäßig gekürzt werden. Das Argument, der erworbene An-
spruch auf bezahlten Jahresurlaub werde bei einer solchen Kürzung 
nicht vermindert, weil er – in Urlaubswochen ausgedrückt – unver-
ändert bleibe, hat der EuGH unter Hinweis auf das Verbot der Dis-
kriminierung Teilzeitbeschäftigter ausdrücklich verworfen. Aufgrund 
dieser Rechtsprechung des EuGH konnte an der bisherigen Recht-
sprechung des Bundesarbeitsgerichts nicht festgehalten werden, 
nach der die Urlaubstage grundsätzlich umzurechnen waren, wenn 
sich die Anzahl der mit Arbeitspfl icht belegten Tage verringerte.

Sachverhalt: Ein Arbeitnehmer wechselte ab dem 15.7.2010 in eine 
Teilzeittätigkeit und arbeitete nicht mehr an 5, sondern nur noch an 

4 Tagen in der Woche. Während seiner Vollzeittätigkeit im Jahr 2010 
hatte er keinen Urlaub. Der Arbeitgeber meinte, dem Arbeitnehmer 
stünden angesichts des tarifl ichen Anspruchs von 30 Urlaubstagen 
bei einer Fünftagewoche nach seinem Wechsel in die Teilzeittätig-
keit im Jahr 2010 nur die 24 von ihm gewährten Urlaubstage zu 
(30 Urlaubstage geteilt durch 5 mal 4). Der Arbeitnehmer seinerseits 
vertrat die Ansicht, dass eine verhältnismäßige Kürzung seines Ur-
laubsanspruchs für die Monate Januar bis Juni 2010 nicht zulässig 
ist, sodass er im Jahr 2010 Anspruch auf 27 Urlaubstage habe (für 
das erste Halbjahr die Hälfte von 30 Urlaubstagen, mithin 15 Ur-
laubstage, zuzüglich der von ihm für das zweite Halbjahr verlangten 
12 Urlaubstage).

Zwar regelt der für das o. g. Arbeitsverhältnis gültige Tarifvertag, 
dass sich der für die Fünftagewoche festgelegte Erholungsurlaub 
nach einer Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf weniger als 
5 Tage in der Woche vermindert. Die Tarifnorm ist jedoch wegen 
Verstoßes gegen das Verbot der Diskriminierung von Teilzeitkräften 
unwirksam, soweit sie die Zahl der während der Vollzeittätigkeit er-
worbenen Urlaubstage mindert.

11. Verdachtskündigung eines Berufsaus-
bildungsverhältnisses 

Der dringende Verdacht einer schwerwiegenden Pfl ichtverletzung 
des Auszubildenden kann einen wichtigen Grund zur Kündigung des 
Berufsausbildungsverhältnisses darstellen, wenn der Verdacht auch 
bei Berücksichtigung der Besonderheiten des Ausbildungsverhält-
nisses dem Ausbildenden die Fortsetzung der Ausbildung objektiv 
unzumutbar macht. 

In dem vom Bundesarbeitsgericht (BAG) am 12.2.2015 entschie-
denen Fall zählte ein Auszubildender, der eine Berufsausbildung zum 
Bankkaufmann absolvierte, das sich in den Nachttresor-Kassetten 
einer Filiale befi ndliche Geld. Später wurde ein Kassenfehlbestand 
von 500 € festgestellt. Nach Darstellung der Bank nannte der Aus-
zubildende in einem Personalgespräch von sich aus die Höhe dieses 
Fehlbetrags, obwohl er nur auf eine unbezifferte Kassendifferenz an-
gesprochen worden war. Die Bank hat das Berufsausbildungsverhält-
nis wegen des durch die Offenbarung von Täterwissen begründeten 
Verdachts der Entwendung des Fehlbetrags gekündigt. Der Auszubil-
dende hält die Kündigung für unwirksam. Ein Berufsausbildungsver-
hältnis könne nicht durch eine Verdachtskündigung beendet werden. 
Auch fehle es u. a. an seiner ordnungsgemäßen Anhörung. Ihm sei 
nicht mitgeteilt worden, dass er mit einer Kassendifferenz konfron-
tiert werden solle. Auf die Möglichkeit der Einschaltung einer Ver-
trauensperson sei er nicht hingewiesen worden. 

Die Richter des BAG kamen zu dem Entschluss, dass die Verdachts-
kündigung das Ausbildungsverhältnis beendet hat. In ihrer Begrün-
dung führten sie aus, dass es weder einer vorherigen Bekanntgabe 
des Gesprächsthemas noch eines Hinweises bzgl. der möglichen 
Kontaktierung einer Vertrauensperson bedurfte. 

Basiszinssatz: eit 1.1.2015 = -0,83 %, 1.7.2014 – 31.12.2014 = -0,73 %, 1.1.2014 – 30.6.2014 = -0,63 %
(§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB; seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014):  Basiszinssatz + 8-%-Punkte
  Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014):  Basiszinssatz + 9-%-Punkte

Verbraucherpreisindex: 2015: Januar = 105,5; 2014: Dezember = 106,7; November = 106,7; Oktober = 106,7; 
2010 = 100 September = 107,0; August = 107,0; Juli = 107,0; Juni = 106,7
  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Konjukturindikatoren – Verbraucherpreisindex

  Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!
  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.


